
Mieter und Eigentümer haben in
der Regel gegensätzliche Inter-
essen, insbesondere was die
Höhe der Miete und die Laufzeit
einer mietvertraglichen Bindung
angeht. Kostenbelastung und
Wertschöpfung bilden hier die
beiden Pole. Im Idealfall werden
diese gegenläufigen Ziele in Ein-
klang gebracht.
Bei größeren Verwaltungen

oder Unternehmen mit einem ho-
hen Dienstleistungsanteil basiert
die Flächenbedarfsdeckung häu-
fig auf einem Portfoliomix aus
"eigenen" Immobilien, ergänzt
durch diverse am Markt ange-
mietete Objekte. Kennzeichnend
sind die unterschiedlichsten
Standortfaktoren in Verbindung
mit intransparenten Flächeneffizi-
enzen im Vergleich zur Miethöhe.
Ein ggf. erkannter Investitionsbe-
darf oder eine aufwandsbezoge-
ne Verbesserung der eigenen Im-
mobilien stellt die Entschei-
dungsträger regelmäßig vor eine
Vielzahl von Fragen. Häufig be-
schäftigt man sich nicht voraus-
schauend mit diesen Themen,
sondern reagiert erst, wenn
durch Anpassung der "produzier-
ten Dienstleistung" ein Entschei-
dungsdruck entsteht, weil punk-
tuell ein Personalmehrbedarf ge-
deckt werden muss oder auch
durch Rationalisierungsmaßnah-
men plötzlich Flächen leer ste-
hen. 

Unnötige Kosten vermeiden

Auf diese Weise kann eine un-
übersichtliche und verwaltungsin-

tensive Vermischung von selbst
genutzten eigenen Flächen und
zur Bedarfsdeckung zusätzlich
angemieteten Flächen entstehen.
Leerstandsflächen produzieren
unnötige Kosten. Kapital wird

unnötig gebunden. Es wird in die
falschen Objekte zum falschen
Zeitpunkt investiert. Mietverträge
werden am Bedarf vorbei abge-
schlossen bzw. verlängert. Ande-
rerseits wird das Zusammenwir-
ken von Organisationsteilen im
Kernbereich der zu erbringenden
Dienstleistung durch eine subop-
timale Belegung nicht hinrei-
chend unterstützt. 
Durch einen völlig neuen Ansatz

in der Immobilienbewirtschaftung
kann eine optimierte Situation
sowohl für den Eigentümer als
auch für die Mieter erreicht wer-
den. 
In der Praxis funktioniert dies

am besten, indem ein neutraler
und erfahrener Dritter einge-

schaltet wird, der die Bedürfnisse
der Parteien  gleichermaßen aus
der Praxis kennt und sie mode-
rierend zu einer gemeinsamen
Entscheidung zusammenführt.
Dabei wird gerade durch den

"Blick von außen" erreicht, dass
Entscheidungen ausschließlich
objektiv und "an der Sache aus-
gerichtet" getroffen werden.

Neuer Ansatz

Detailliert geht es darum, die
wirtschaftlichen Rahmendaten
vollständig zu erfassen. Die Kos-
ten müssen dabei flächen- und
objektbezogen individuell erfasst
werden. 
Die möglichen Alternativen wer-

den im Wesentlichen im Rahmen
einer Wirtschaftlichkeitsrechnung
gegenübergestellt.
Neben den reinen Kostenfakto-

ren sind bei der Entscheidungs-
findung auch sogenannte "wei-
che" Faktoren zu berücksichti-

gen. Dies kann zum Beispiel die
Repräsentativität des Hauptge-
bäudeteils sein oder die Ver-
kehrsanbindung und die Park-
platzsituation für die Kunden
oder Beschäftigten.
Der gesamte Prozess der Ent-

scheidungsvorbereitung bis hin
zur Umsetzung verläuft in fest
definierten und nachvollziehba-
ren Schritten. Auf eine umfassen-
de Datenerfassung folgt die Ana-
lyse der relevanten Faktoren.
Anschließend erarbeitet der ex-
terne Dienstleister einen Vor-
schlag zur Flächen- oder Ver-
tragsoptimierung bis hin zu In-ve-
stitionsempfehlungen. Bei der
darauf folgenden Entscheidungs-
findung agiert er als neutraler
Moderator und steht mit seiner
Expertise zur Verfügung. Idealer-
weise ist der externe Dienstleis-
ter auch in die Umsetzungsphase
involviert, und begleitet  diese mit
einer professionellen Projekt-
steuerung.
So bietet DeTeImmobilien bei-

spielsweise neben der Dienst-lei-
stung der "Moderation" in ihrem
Produktportfolio sämtliche Analy-
seprodukte bis hin zur Umset-
zung in modernen Bürowelten
und dem abschließenden Um-
zugsmanagement an.

Mix aus Eigentum
und Anmietung

Nach Abschluss aller Maßnah-
men ergibt sich aus Eigentümer-
sicht eine langfristige Absiche-
rung von Investitionsentschei-
dungen. Es entsteht der richtige

Mix aus Eigentum und Anmie-
tung bei einer gleichzeitigen Op-
timierung des Vertragsportfolios.
Die "eigenen" Mieter arbeiten auf
verbesserten Flächen und kön-
nen dadurch ihre Fixkosten redu-
zieren. Dabei sind die notwendi-
gen Initialaufwendungen wie die
Kosten zur Anpassung der neuen
Mietflächen oder die Umzugsko-
sten bereits in der Wirtschaftlich-
keitsrechnung berücksichtigt.
Diese "moderierende" Dienst-

leistung lohnt sich immer, wenn
Fragen zu Investitionen in eigene
Immobilien anstehen, Verträge
zur Bedarfsdeckung verlängert
werden müssen oder sich aus
Nutzersicht die Bedürfnisse ver-
ändern und ggf. in modernen
Bürokonzepten realisiert werden
sollen. Auf diesem Weg kann
nachhaltig  eine Win-Win-Situati-
on für die beiden zu beachtenden
Standpunkte geschaffen werden.

Christoph Schmidt verantwortet
bei DeTeImmobilien die Dienst-
leistungen zur Flächenbedarfs-
deckung
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Eine unübersichtliche und verwaltungsintensive Vermischung aus
selbstgenutzten und angemieteten Immobilien kann Leerstände produ-
zieren, die wiederum unnötige Kosten verursachen. Foto: PPP-Kompakt/C.Köppl
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Editorial

Der Stadt Biel geht es gut.
Die Bevölkerung und auch die
Steuerkraft nehmen zu, trotz
Senkung der Steuerbelas-
tung. Die Wirtschaft floriert.
Die Finanzen sind saniert.
Das Investoreninteresse ist
groß.

Aber in solchen Phasen stei-
gen die Ansprüche und Be-
dürfnisse. Da gilt es, keine
Fehler zu machen und die
Grundsätze der gesunden Fi-
nanzpolitik nicht zu verlassen.
Die Stadt Biel braucht einen
Neubau von zwei Stadien –
Eisstadion und Fußballstadion
– sowie einer Curlinghalle und
drei Außensportfeldern als Er-
satz der heutigen veralteten
Anlagen. Die Kosten für diese
neuen Sportanlagen wurden
auf 77 Mio. CHF veranschlagt.
Um diese neuen Sportanlagen
ohne übermäßige Belastung
des städtischen Betriebs- und
Investitionsbudgets finanzie-
ren zu können, wurde eine
Public Private Partnerschaft
eingegangen.
Angesichts der großen finanzi-
ellen Mittel, welche erforder-
lich sind, hat die Stadt Biel ein
Konzept gewählt, das eine
doppelte Nutzung des Landes
vorsieht. Dank einer geschick-
ten städtischen Landpolitik be-
findet sich das für die Sport-
stadien benötigte Bauland im
Eigentum der Stadt Biel. 
Die Stadt Biel tritt das Land im
Baurecht während 99 Jahren
an einen Partner ab, der die
Möglichkeit hat, als sogenann-
te Mantelnutzung unter den
Stadien Fachmärkte sowie
weitere Anlagen für Dienstleis-
tungen (inklusive Hotel) zu er-
richten. Im Gegenzug errichtet
der private Partner die beiden
Stadien und tritt diese an die
Stadt Biel ab.
Mit diesem Konzept wird der
Hauptteil der nötigen Mittel
zur Finanzierung der öffentli-
chen Infrastrukturanlagen si-
chergestellt. 
Die Public Private Partnership
(PPP)-Strategie erlaubt es,
qualitativ hochstehende öf-
fentliche Anlagen zu errichten,
die alle Energienormen (Min-
ergie-Standard) erfüllen, ohne
das Investitionsbudget für das
Verwaltungsvermögen der
Stadt Biel zu belasten. Die
"Multifunktionskomplexe" er-
möglichen eine verdichtete
Bauweise, eine dementspre-
chend rationelle Bodennut-
zung und eine wirtschaftlich
vertretbare Lösung. 
Den Gewinn privatisieren, die
Lasten der öffentlichen Hand?
Es gibt andere Lösungen! Das
Beispiel PPP "Stades de
Bienne" zeigt dies modellhaft.

Hans Stöckli, Stadtpräsident
und Finanzdirektor von Biel

Die Hansestadt Hamburg hat
Sanierung und Betrieb von 32
Schulen an die städtische Woh-
nungsgesellschaft übertragen.
Eine solche Struktur könnte auch
in anderen Städten die Akzep-
tanz der öffentlich-privaten Zu-
sammenarbeit erhöhen.
Ende Juni hat der Senat das

"Modell Hamburg Süd" auf den
Weg gebracht. Hinter der Be-
zeichnung verbirgt sich die Sa-
nierung bzw. der Neubau von 32
Schulen im Stadtgebiet südlich
der Elbe sowie deren Betrieb
durch die GWG Gewerbe, ein
Tochterunternehmen der stadtei-
genen Wohnungsgesellschaft
SAGA GWG.

Sanierungsstau aufgelöst

GWG Gewerbe wird die insge-
samt 311 Gebäude der Schulen
innerhalb von gut fünf Jahren
grundlegend sanieren oder
durch Neubauten ersetzen und
ist für 25 Jahre für deren Betrieb
verantwortlich. Das Projekt hat
ein Volumen von 756 Millionen
Euro, von denen rund 270 Millio-
nen Euro auf die Sanierungs-
und Neubaukosten entfallen.
Vorteile für die Stadt: Die drin-
gend erforderlichen Arbeiten an
den Gebäuden können sofort in
Angriff genommen werden, der
auf 153 Millionen Euro bezifferte

"Sanierungsstau" an den Objek-
ten wird schneller aufgelöst, als
es die Stadt alleine geschafft
hätte.
Von den Neubaukosten werden

200 Millionen Euro durch eine
Finanzierung der Eurohypo ge-
deckt. "Wir haben die Mietforde-
rungen der GWG Gewerbe ge-
gen die öffentliche Hand erwor-
ben, und die Stadt hat uns ge-
genüber deren Einredefreiheit
garantiert", erläutert Frank
Wachner, Leiter PPP im Bereich
Public Finance, die Grundstruk-
tur des Projekts. Gut die Hälfte
des Darlehens refinanziert die
Eurohypo über Mittel aus dem
Programm "Kommunal investie-
ren" der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW), der staatlichen
Förderbank. Die Stadt spricht
sogar selbstbewusst vom "ham-
burgischen Weg", der einge-
schlagen worden sei. 
Eine Besonderheit ist, dass die

Schulen selbst im Vorfeld ent-
scheiden konnten, ob sie am
Projekt teilnehmen möchten. Von
den 54 allgemeinbildenden
Schulen im Süden Hamburgs
haben schließlich 32 diese Frage
mit Ja beantwortet. Die zweite
Besonderheit ist, dass das be-
auftragte Unternehmen der Stadt
selbst gehört. Diese Konstrukti-
on hat so manche politischen

Bedenken gegen das Projekt
ausgeräumt – auch wenn es
nach wie vor kritische Stimmen
gibt. Denn eines der Kernargu-
mente der PPP-Gegner ist, dass
die Renditeinteressen eines Pri-
vatunternehmens letztlich zula-
sten öffentlicher Interessen ge-
hen könnten. Kommunale Woh-
nungsgesellschaften gelten in
dieser Hinsicht als neutral. 
"Die Struktur kann auch für an-

dere Städte und Gemeinden in-
teressant sein, um politischen
Widerständen Rechnung zu tra-
gen", sagt Wachner. Auch wenn

mit diesem Geschäft keine PPP
im klassischen Sinne, also eine
Variante, bei der die Bank nicht
durch die Stadt von eventuellen
Risiken freigestellt wird, umge-
setzt wurde, so hilft es zumin-
dest der Diskussion in Deutsch-
land weiter. Denn die leidet wei-
terhin unter dem Fehlen von ver-
lässlichen Zahlen. Und hier wird
mit der Dokumentation der Sa-
nierungs- und Betreiberleistung
an 311 Gebäuden ein wertvoller
Dienst geleistet.

Georg Habighorst, Eurohypo AG

Der hamburgische Weg
Sanierung und Betrieb von 311 Schulgebäuden

Rechtshandbuch für PPP

Als Sonderdruck erschienen ist beim Immobilien Manager Verlag
das Kapitel "Rechtliche Rahmenbedingungen für Public Private
Partnership" (Andreas J. Roquette und Matthias Kuß) aus dem
"Handbuch Immobilienmanagement der öffentlichen Hand" (Karl-
Werner Schulte, Wolfgang Schäfers, Eleonore Pöll, Markus Amon
(Hrsg.). Gegenstand des Sonderdrucks sind die rechtlichen Rah-
menbedingungen, die bei PPP-Projekten eine Rolle spielen. Dabei
erörtert werden die vertraglichen Grundstrukturen, die öffentlich-
rechtlichen Voraussetzungen von PPP-Projekten, es werden Dar-
stellungen der in Frage kommenden Vertragsmodelle und des Ver-
gaberechts aufgezeigt sowie Einzelheiten zur Vertragsgestaltung
bei PPP-Projekten ausgeführt. Die Reihenfolge der im Sonderdruck
aufgeführten Abschnitte orientiert sich am Ablauf eines PPP-Projek-
tes von der ersten Idee bis zum Vertragsabschluss.

Literaturtipp



Public Private Partnerships
sind keine Verlegenheitslösung.
Gezielt angegangen bieten sie
der öffentlichen Hand Gelegen-
heit, Kapazitäten umzuschich-
ten, die Wahrnehmung von Auf-
gaben neu zu sortieren und sich
auf Kernkompetenzen zu kon-
zentrieren. Natürlich können sie
auch helfen, aktuelle Investiti-
onsengpässe zu überwinden.
Viele Kommunen nehmen es in
Kauf, dass dadurch Haushalts-
belastungen in die Zukunft ver-
schoben werden. Das ist nicht
lediglich ein Verdrängungsme-
chanismus kurzsichtiger Tages-
politik, die nicht über die nächste
Wahlperiode hinauszureichen
scheint.
Ihr liegt im Gegenteil oft eine

bewusste Abwägung zugrunde,
bei der nicht nur künftige Ausga-
ben eine Rolle spielen, sondern
auch weiterreichende Bewertun-
gen der Aufgaben, die eine Ge-
bietskörperschaft zu erfüllen hat
– und die von Bürgern und Un-
ternehmen zu recht erwartet
werden. Oft fällt dann das Stich-
wort "Standortqualität". Etwa
wenn die Oberbürgermeisterin
von Halle, Dagmar Szabados,
erklärt, dass die Modernisierung
der Schulen in der Stadt heute
und nicht morgen geschehen
muss, um sie für Unternehmen
und Wissenschaftler attraktiv zu
machen. Das kompensiere nicht
nur ideell sondern auch finanziell
später entstehende Kosten.

Knackige Betriebsphase

Doch dies sind längst nicht alle
Fälle, in denen es sinnvoll ist,
nach der Variante PPP zu grei-
fen. Gut modelliert kann auch
wirklich gespart und können der-
lei Zukunftskosten auch tatsäch-
lich vermieden werden. Ent-
scheidend sind Gestaltung und

Steuerung dessen, was den
Kern einer wirklichen Public Pri-
vate Partnership ausmacht: die
Betriebs- und Unterhaltsphase;
also der Zeitraum, in dem sich
der Lebenszeitzyklus realisiert.
Wenn dessen Vorbereitung und
Vertragsgestaltung stimmt, dann
stimmt auch die PPP. Da dürfen
die entscheidenden Dinge nicht
fehlen. 
Nur einige Stichworte seien ge-

nannt: Änderungs- und Stö-
rungsmanagement, Service-Le-
vel-Vereinbarungen, Balance
zwischen Risikoübernahme und
Finanzierungskosten, Besonder-
heiten der neuen Sektoren, reale
oder nur gefühlte Effizienzvortei-
le, gesamtzeitliche Finanzie-
rungskalkulation, Preis-Leis-
tungsverhältnis über die gesam-
ten Lebensdauer, Personalkon-
zept, Qualitätskennziffern bei
Dienstleistungen, Zahlungsabzü-
ge bei Schlechtleistung, Verhält-
nis individueller Zuschnitt und
Standardisierung, Flexibilität und
Kompromisse, Motivationsfaktor
Dienstleistungsqualität. Diesen
Fragen stellt sich in einem breit
gefächerten Angebot der 2.
PPP-Bundeskongress in Bonn.

Keine Verlegenheitslösung

"Bei vielen PPP-Projekten sind
immer dann Schwierigkeiten auf-
getreten", lautet die Erfahrung
von Dr. Peter Tibber, britischer
Generalkonsul in Düsseldorf,

"wenn sich die gesamte Auf-
merksamkeit auf die Bauphase
richtete, während dem gesamten
Lebenszyklus der Einrichtung
nur wenig Beachtung geschenkt
wurde." Der Trend bei PPP geht
längst hin zu Dienstleistungen
und zu IT-Konzepten. Die Bau-
phase ist das Fundament. Es
muss stabil sein. Aber das Inter-
essante und wirklich Lohnende
sind die darauf aufbauenden

Stockwerke, in denen der Be-
trieb stattfindet.
Der Trend wendet sich nicht

von PPP insgesamt ab, weil es
derzeit um die öffentlichen
Haushalte etwas besser gestellt
ist. Wenn dennoch hier und da
wieder mehr Vorbehalte gegen
öffentlich-private Partnerschaf-
ten zu hören sind, dann nicht
deshalb, weil es bei kleineren
Haushaltslöchern weniger Be-
darf an PPP gibt. 
Sie sind keine Verlegenheitslö-

sungen, sondern bieten – richtig
angegangen – die Chance, öf-
fentliche Projekte schneller und
besser, d. h. bürgernäher zu rea-
lisieren, den Verwaltungen mehr
Kapazität für ihre Kernaufgaben
zu geben und die öffentlichen
Haushalte nachhaltig zu entla-
sten. Nicht nur in schlechten Zei-
ten.
Weitere Informationen und An-

meldung: www.dppp.de

Franz Drey, Behörden Spiegel

"Ein ordnungsgemäßes Verga-
beverfahren ist eine wesentli-
che Voraussetzung für den Er-
folg jedes PPP-Projektes," sag-
te der Parlamentarische Staats-
sekretär beim Bundesminister
für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung, Achim Großmann, bei
der Vorstellung des Vergabe-
rechtsleitfadens der PPP Task
Force. "Ziel eines jeden PPP-
Vergabeverfahrens muss es
sein, in einem fairen und trans-
parenten Vergabeverfahren den
bestmöglichen Partner zu fin-
den, der über die gesamte Dau-
er des Vertrages die vereinbarte
Leistung ordnungsgemäß er-
bringt," erklärte Großmann wei-
ter.
Hierfür will der nunmehr veröf-

fentlichte gemeinsame Leitfa-
den der PPP Task Force des
Bundes und der PPP-Task For-

ce des Landes Nordrhein-West-
falen Hilfestellung leisten. Der
anwen-derorientierte Leitfaden
bildet den gesamten Verfah-
rensablauf eines PPP-Projektes
ab – von den ersten Überlegun-
gen der Vergabestelle über die
einzelnen Schritte des Verga-
beverfahrens bis zur absch-
ließenden Zuschlagserteilung.
Über eine solche Darstellung
hinaus bietet es sich zur er-
leichterten Verwirklichung von
Public Private Partnerships an,
die Unterlagen für den Teilnah-
mewettbewerb und die Verga-
beunterlagen zu standardisie-
ren, um den Bearbeitungsauf-
wand für die Auftraggeber und
die Verfahrenskosten für die
beteiligten Unternehmen zu
verringern. Aus diesem Grund
werden im Anhang Musterfor-
mulare angeboten. Dabei wer-

den nicht alle für die Durch-
führung eines Vergabeverfah-
rens benötigten Dokumente als
Mus-ter zur Verfügung gestellt,
sondern nur solche, die bei der
Durchführung eines PPP-Verga-
beverfahrens besondere
Schwierigkeiten aufwerfen kön-
nen.
"Für die dauerhafte Implemen-

tierung von PPP-Strukturen ist
es entscheidend, das PPP-spe-
zifische Know-how für alle Be-
teiligten zu verbessern," beton-
te Großmann. 
Die von der PPP Task Force

erarbeiteten Leitfäden sollen
dazu beitragen, über eine zu-
nehmende Standardisierung
sowohl die Hemmschwelle in
den Einstieg in ein PPP-Projekt
als auch die mit PPP verbun-
denen Transaktionskosten zu
senken.

Hemmschwelle senken
Vergaberechtsleitfaden der PPP Task Force veröffentlicht

Ein Großteil der heute existie-
renden kommunalen Bäder
stammt noch aus den 60er und
70er Jahren. Was damaligen An-
forderungen, in technischer,
ästhetischer, qualitativer und
quantitativer Hinsicht genügte,
deckt heute nicht mehr den Be-
darf der Besucher.
In Zeiten, in denen auch Kom-

munen zum wirtschaftlichen Han-
deln verpflichtet sind, ist die Pri-
vatisierung der städtischen Bäder
ein häufig diskutiertes Thema.
Aber auch ein privater Investor
und Betreiber, wie die s.a.b.,
kann mit dem bisherigen Was-
serangebot allein kein Geld ver-
dienen und muss das Verlustge-
schäft Schwimmen durch andere
Profit Center ausgleichen. Hierin
liegt der Ursprung des s.a.b.
Konzepts "Gesundheits- und Ba-
depark", das neben dem
Schwimmen die Module Sauna,
Kosmetik, Vital, Physiotherapie,
Fitness, Restaurant, Seminar-
möglichkeiten und je nach Stand-
ort auch ein Hotel umfasst.

Wo ist Bedarf?

Um ein wirtschaftlich tragfähi-
ges "Schwimmbadkonzept" an
einem Standort zu entwickeln, er-
fordert es im Vorfeld eine um-
fangreiche Marktforschung mit
empirischen Studien. Hierbei
werden Einheimische sowie Tou-
risten gezielt zum Standort be-

fragt. Ziel ist es, den Bedarf der
Bevölkerung, bisheriger und po-
tenzieller Badnutzer festzustel-
len. Was fehlt an einem Stand-
ort? Wo ist Bedarf? Welche An-
gebote würden zukünftig zusätz-
lich genutzt werden, welche we-
niger?

Auch demographische und geo-
graphische Gegebenheiten fin-
den Beachtung. Eine exakte
Wettbewerbsanalyse gibt weite-
ren Aufschluss über das bereits
vorhandene Angebot.
Diese Ergebnisse fließen in den

Business Plan und die Projekt-
planung mit ein.
Der Private Betreiber geht mit

dem Betrieb wirtschaftliche Risi-
ken ein, deshalb ist gewährleis-
tet, dass er sorgfältig recherchiert
und keine Pauschallösungen an-
bietet. Er muss genaues-tens
über standortspezifische Beson-

derheiten und Voraussetzungen
Bescheid wissen.
Das zukunftsfähige Gesamtan-

gebot muss weit über das ur-
sprüngliche Badangebot hinaus-
gehen. Selbstverständlich wird
Schwimmen weiterhin gewährlei-
stet sein, allerdings stellt es nur

einen Teil der Gesamtlösung dar.
Vermietung bzw. Verpachtung
von Gewerbeflächen an lokale
und regionale Anbieter, Centerm-
anagement, Parkraumbewirt-
schaftung, Energiecontracting
und Unternehmenscoaching sind
weitere Standbeine des privaten
Betreibers s.a.b., die auch der
Kommune weitere Vorteile im
Sinne von Zusatzeinnahmen,
Einsparungen und eine Aufwer-
tung des Standortes verschaffen.
Hier wird bereits bei der Pro-jekt-
entwicklung gemeinsam mit der
Kommune der Bedarf in den ein-

zelnen Bereichen abgetastet.

Der Standortfaktor 

Ein Tourismusstandort hat si-
cherlich andere Anforderungen
und Bedürfnisse als ein Indus-
triestandort. Wo bei einem Stan-
dort das Hotel und die Freizeit-

einrichtungen im Vordergrund
stehen, liegt an einem anderen
der Schwerpunkt auf Unterneh-
menscoaching oder Mitarbeiter-
seminaren.
Ziel der s.a.b. ist es, für jeden

Standort die ideale Kombination
der Leistungen zu finden. Es ist
nicht nur Sinn und Zweck, durch
die Privatisierung einen Mehrwert
für das kommunale Bad zu erzie-
len, sondern eine langfristige Auf-
wertung des gesamten Standor-
tes zu erreichen.

Nadja Georges, s.a.b.
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Die amerikanische Notenbank
hat am 18. September die Leit-
zinsen von 5,25 Prozent auf 4,75
Prozent gesenkt. Hintergrund der
Entscheidung sind die gestiege-
nen Risiken für die amerikani-
sche Konjunktur. So sind seit län-
gerem die Zahlungsausfälle bei
Immobilienkrediten an Schuldner
mit niedriger Bonität gestiegen,
ausgelöst insbesondere durch
die gestiegenen Zinslasten aus
den oft mit kurzer Zinsbindungs-
dauer vereinbarten Verträgen.
Banken haben deshalb in die-

sem Bereich die Kreditvergabe-
kriterien verschärft. Dies war ei-
ner der wesentlichen Auslöser für
die Abkühlung eines in den vor-
angegangenen Jahren heißge-
laufenen Marktes für Wohnimmo-
bilien. Neben den direkten kon-
junkturellen Auswirkungen durch
rückläufige Bautätigkeit drückt
dies auf die Stimmung und kann
über den Vermögenseffekt auch
die Kaufkraft der Verbraucher
senken.
Zwar sind handfeste Auswirkun-

gen auf den privaten Konsum
bislang nicht zu beobachten; al-
lerdings muss eine vorausschau-
ende Notenbank dieses Risiko in
ihren Prognosen berücksichtigen.
Verschärft wurde die Situation in
diesem Sommer zudem durch ei-
nen drastischen Anstieg der Risi-
koaversion an den Kapitalmärk-
ten, die in bestimmten Segmen-

ten zu einem Austrocknen der Li-
quidität führte. Die hieraus zu-
sätzlich resultierenden Risken
haben aus Sicht der Notenbank
nun das Fass zum Überlaufen
gebracht und sie zu einer Leit-
zinssenkung veranlasst, um den
gesamtwirtschaftlichen Schaden
gering zu halten.
Aus heutiger Sicht ist zu erwar-

ten, dass diese Maßnahme – ver-
mutlich ergänzt um ein oder zwei
weitere Zinsschritte um jeweils
0,25 Prozent – zur Stabilisierung
der Situation beitragen wird.
Die europäische Notenbank

wird dem Weg der amerikani-
schen Kollegen nicht folgen, son-
dern den Leitzins auf absehbare
Zeit bei vier Prozent belassen.
Zum einen sind die europäischen
Leitzinsen auch unter Berück-
sichtigung der konjunkturellen Si-
tuation hierzulande nicht zu
hoch. So ist ein guter Teil der für
die USA diskutierten Risiken US-
spezifisch. Wichtig ist allerdings,
dass die am Geld- und Kredit-
markt herrschende Risikoaversi-
on sinkt und das Vertrauen
zurückkehrt. Entscheidend hier-
für ist allerdings nicht eine EZB-
Zinssenkung, sondern dass eine
US-Rezession vermieden wird.
Dies ist derzeit das wahrschein-
lichste Szenario. 

Dr. Christoph Hausen,
Eurohypo AG

Zinswende?
Der Chefvolkswirt der Eurohypo AG zur Zinsentwicklung

Mehr als nur ein Bad
Wirtschaftlich tragfähiges Schwimmbadkonzept

Die Zahl der öffentlich-privaten
Partnerschaften nimmt bestän-
dig zu. Das gleiche gilt für deren
Vielfalt. Zu den Hochbauprojek-
ten gesellen sich immer mehr
Vorhaben aus anderen Berei-
chen öffentlicher Tätigkeit bis hin
zu komplexen IT- und High-tech-
projekten. Mit Zunahme des Po-
tenzials für öffentlich-private
Partnerschaften steigt aber auch
die Zahl der Fragen, die sich In-
itiatoren konkreter PPPs stellen.
Aus diesem Grund veranstaltet
der Behörden Spiegel gemein-
sam mit der RSBK GmbH ein
Führungskräfte Forum zum The-
ma "PPP". Eröffnet und mode-
riert wird dieses am 13. Novem-
ber in Hamburg stattfinde Forum

von Rudolf Scharping, Bundes-
verteidigungsminis-ter a. D. und
Geschäftsführer der RSBK
GmbH. Dietrich Austermann, Mi-
nister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr des Landes
Schleswig-Holstein und Axel Ge-
daschko, Präses der Behörde
für Stadtentwicklung und Umwelt
der Freien und Hansestadt Ham-
burg, werden über aktuelle PPP-
Projekte in Schleswig-Holstein
und Hamburg berichten. Neben
einem Vortrag zum Kreishaus in
Unna, den Kreisdirektor Rainer
Stratmann halten wird, finden
zwei Fachforen zu den Themen
"Krankenhäuser und Versor-
gung" und "Schul- und Sportstät-
tenbau" statt. Als Veranstal-

tungsort wurde ein Logenhaus in
Hamburg gewählt, das neben
Veranstaltungen auch für die so-
genannte "Tempelarbeit" der
Freimaurer genutzt wird. So
streben die Freimaurer nach ei-
genen Worten die "ethische Ver-
vollkommnung ihrer Mitglieder"
an. Ob etwas von diesem fernen
Ziel auch auf die anwesenden
Teilnehmer des Forums abfär-
ben kann, bleibt abzuwarten. 
Ein weiteres Führungskräfte

Forum zum Thema "Public Pri-
vate Partnerships" wird am 29.
November in München stattfin-
den. Bei Rückfragen steht Ben-
jamin Bauer (benjamin.bauer@
behoerdenspiegel.de) zur Verfü-
gung.

Führungskräfte Forum PPP
13. November, Mozart-Säle, Hamburg

Der s.a.b. aquabalance Gesundheits- und Badepark in Leimen eröffnete im Juni 2007 als eines der er-
sten PPP-Projekte in Baden-Württemberg. Foto: PPP-Kompakt/s.a.b.

Mehr Lust auf PPP
Der 2. PPP-Bundeskongress in Bonn


